
Verkaufsstätten und eben auch medizinisch
genutzte Einrichtungen sein. Im jeweiligen
Bauschein werden die „baulichen Anlagen be-
sonderer Art und Nutzung“ angegeben und
können natürlich auch mit dem in der Bauord-
nung fest definierten Begriff leicht umschrie-
ben werden. Letztendlich wird beschrieben,
welcher Art das  Gebäude ist (z. B. Hochhaus)
oder welche Nutzung geplant bzw. nach Fer-
tigstellung auch zulässig ist (z. B. für die me-
dizinische Nutzung). Die Bauordnung selbst
zielt aber auf den Baukörper ab (z. B. Standsi-
cherheit) und darauf, dass von dem Baukörper
keine Gefahr für Personen ausgehen kann 
(z. B. Rettungswege). Diese Bauordnung ist
Basis für die Arbeiten von Architekten und
Bauingenieuren.
Laut Energiewirtschaftsgesetz [2] besteht die
Verpflichtung, die Allgemeinheit sicher, preis-
günstig und umweltverträglich mit Elektrizität
zu versorgen. Im § 16 von [2] ist festgelegt,
dass die Regeln des VDE oder – wo diese be-
reits geltendes Recht sind – die Regelungen
der Europäischen Union (CENELEC) vorgeben,
wie diese Versorgung sicher durchzuführen
ist. Das bedeutet, dass diese Bestimmungen
nicht grundsätzlich auf ein Bauwerk abzielen,
wie es bei der Bauordnung der Fall ist, son-
dern auf die Elektrizitätsversorgung und die
Personen, die mit dieser Elektrizität umgehen.
Sicherlich steht die Elektrizitätsversorgung
fast immer in direkter Beziehung zu einem
Bauwerk und so bleibt es nicht aus, dass die
Definition der „baulichen Anlagen besonderer
Art und Nutzung“ auch für die VDE-Bestim-
mungen eine wichtige Rolle spielt, aber diese
Definition gehört klar in das Baurecht. Die
VDE-Bestimmungen müssen viel weiter und
über das eigentliche Bauwerk hinaus greifen.
Sie sind die Basis für die Arbeit der Elektro-
techniker.
Die Errichtungsbestimmungen im VDE-Werk
gliedern sich in einen allgemeinen Teil. Dieser
Teil wird von den Gruppen 100 bis 600 be-
stimmt. In diesen Gruppen wird beschrieben,
welche grundsätzlichen Anforderungen und
Varianten zur elektrischen Versorgung heran-
gezogen werden müssen und können, um 
eine elektrische Anlage anerkannt sicher zu 
errichten. Darüber hinaus gibt es noch eine
Gruppe 700, die für die Anforderungen bei
„Betriebsstätten, Räumen und Anlagen be-
sonderer Art“ anzuwenden ist. Aber auch hier
ist nicht zwangsläufig die Bindung an ein
Bauwerk maßgebend, sondern wiederum die
gesetzliche Verpflichtung zu der sicheren Ver-
sorgung mit Elektrizität. Beispielsweise zählen
dazu Springbrunnen (auch fest installierte 
Zimmerspringbrunnen sind hier nicht ausge-
schlossen). Niemand wird allen Ernstes einen
Zimmerspringbrunnen als „bauliche Anlage
besonderer Art und Nutzung“ bezeichnen. Im
Sinne der VDE-Bestimmungen aber macht es
keinen Unterschied, ob der Springbrunnen
klein oder groß ist, denn die Verpflichtung, in
besonderem Maße für die elektrische Sicher-
heit zu sorgen, besteht immer. 

Medizinisch genutzte Einrichtungen sind sehr
häufig in „baulichen Anlagen von besonderer
Art und Nutzung“ untergebracht. Die VDE-Be-
stimmungen, hier die DIN VDE 0100-710 [3],
also eine Bestimmung aus der Gruppe 700,
stellt den Patienten als eine in ihren normalen
Lebensfunktionen eingeschränkte Person in
den Mittelpunkt und berücksichtigt alle Maß-
nahmen, die notwendig sind, um Gefährdun-
gen durch Elektrizität für diese Person mög-
lichst auszuschließen. Auch hier geht es nicht
unbedingt um ein Bauwerk, sondern um die
Sicherheit eines bestimmten Personenkrei-
ses. Nur zufällig decken sich die herausge-
stellten Besonderheiten des Baurechts mit
der besonderen Gruppe 700 aus den Errich-
tungsbestimmungen sehr häufig.
Die Gruppe 700 gehört zu den Errichtungsbe-
stimmungen. Dies sollte wieder mehr in das
Bewusstsein gelangen. Es ist deshalb eigent-
lich ein Widerspruch, wenn in § 5 von BGV A 3
[4], und hier natürlich besonders Tabelle 1 a,
für die Festlegung von Prüffristen für Wieder-
holungsprüfungen auf diese Gruppe 700 Be-
zug genommen wird. Denn formal hat eine
Errichtungsbestimmung mit dem Vorgang der
Wiederholungsprüfung, der ja eindeutig zum
Betrieb einer Anlage gehört, gar nichts zu tun.
Es ist bedauerlich, dass seit Jahren und durch
alle Neuausgaben der Unfallverhütungsvor-
schriften hinweg dieser Widerspruch trotz
Bemühungen von maßgeblichen Stellen nicht
berücksichtigt und verändert wurde. Also ist
es kein Wunder, dass damit in der Praxis
gehäuft Verwirrungen auftreten.
Prüffristen. Da Wiederholungsprüfungen ein
wesentlicher Bestandteil der Sicherheit von
elektrischen Anlagen sind, dürfen trotz dieser
Ungereimtheiten keine Sicherheitslücken ent-
stehen. Es sei deshalb folgender Kompromiss
im Umgang mit den Prüffristen und Wieder -
holungsprüfungen empfohlen. 
Anlagen in medizinisch genutzten Bereichen,
die vor 2002 errichtet wurden, sind Anlagen,
die nach den Bestimmungen aus Abschnitt
10.2 der DIN VDE 0107 [3] geprüft werden
können. In neueren Anlagen nach diesem Zeit-
punkt ist die Aussage aus Abschnitt 710.62
der DIN VDE 0100-710 [4] zu beachten, in
dem es heißt: 
„Der Hersteller (Errichter) hat in der Betriebs-
anleitung den Betreiber auf die nachfolgend
aufgeführten, notwendigen wiederkehrenden
Nachweise aufmerksam zu machen.“
Dies bedeutet in Umsetzung des Produkthaf-
tungsgesetzes, dass der Hersteller (Errichter)
der Anlage dem Betreiber spätestens bei der
Erstprüfung, Inbetriebnahme und Übergabe
mitteilen muss, wie er seine Anlage hinsicht-
lich eines Restrisikos konzipiert hat und was
er deshalb zur Minimierung dieses Restrisikos
bezüglich der Wiederholungsprüfungen fest-
legt. Dies kann anlagenspezifisch sehr unter-
schiedlich geschehen und muss nicht unbe-
dingt bedeuten, dass alle unter Berücksichti-
gung von [4] errichteten Anlagenteile auch
zwingend in die Prüffristen der Tabelle 1 a aus

[5] fallen müssen. Eigenverantwortung – 
natürlich immer entsprechend der örtlichen
Gegebenheiten – kann keine Bestimmung,
Richtlinie und Verordnung regeln. 
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Prüfung des 
Spannungsfalls

? Im Zusammenhang mit der neuen DIN
VDE 0100-600 habe ich speziell zur

Prüfung des Spannungsfalls folgende Fragen:
Wie ist der Spannungsfall zu bestimmen?
Der Wert von 4 % bezieht sich vermutlich auf
die Strecke vom Hausübergabepunkt bis zum
Verbraucher. Es sind als Teilabschnitte Haus-
anschluss/Hauptverteiler, Hauptverteiler/
Unterverteiler sowie auch Unterverteiler/
Verbraucher denkbar. Da die Stromstärken in
den einzelnen Abschnitten im Regelfall nicht
bekannt sind und nur mehr oder weniger
geschönt geschätzt werden können, stellt
sich die Frage, welche Stromstärken bei End-
stromkreisen mit Steckdosen einzusetzen
sind. Bei einem Nennstrom von 16 A des
Überstromschutzorgans sind kurzzeitige Be-
lastungen (z. B. 15 Minunten) über 16 A
denkbar (z. B. bei Kaffeemaschine 2 kW und
Staubsauger 2 kW), ohne dass das Über-
stromschutzorgan anspricht. Bei einer Erst-
prüfung ist vielfach auch nicht bekannt, wie
der Stromkreis mit Steckdosen später be-
lastet wird bzw. die Teilstrecken zum Haus-
anschluss belastet sind.
Wie ist vorzugehen – sind die Nennstrom-
stärken der Vorsicherungen der einzelnen
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Teilstrecken in die Berechnung einzusetzen
bzw. sind entsprechende Gleichzeitigkeits-
faktoren zu berücksichtigen?
Die Messung der Impedanz des Stromkreises
wird nicht weiterhelfen, da die Netzimpedanz
des vorgelagerten Netzes zu berücksichtigen
ist und die Strombelastung der einzelnen Teil-
abschnitte zur Bewertung des Spannungs-
falls bekannt sein müssen.

! Grundsätzliches. Das Thema dieser Frage
ist tatsächlich ein Problem, denn die Fest-

legungen in den Normen DIN VDE 0100-520
(VDE 0100-520) [1] und DIN VDE 0100-600
(VDE 0100-600) [2] passen nicht so recht zu-
sammen. Einerseits sind die Festlegungen in
[2] sehr allgemein gehalten, ohne dass erklärt
wird, wie zu prüfen ist. Andererseits ist in [1]
das Thema „Spannungsfall“ normativ noch „in
Bearbeitung“. Das heißt, die im Abschnitt
525.1 von [1] enthaltenen Angaben sind
Empfehlungen, was aus nachfolgend zitiertem
Text zu entnehmen ist.
„Der Spannungsfall vom Schnittpunkt zwi-
schen Verteilungsnetz und Verbraucheranlage
bis zum Anschlusspunkt eines elektrischen
Verbrauchsmittels (Steckdose oder Geräte -
anschlussklemme) soll nicht größer als 4 %
der Nennspannung des Netzes sein.“
Da dieser Text in der Norm [1] grau schattiert
ist, handelt es sich um eine rein nationale
Empfehlung, die durch die Formulierung „soll“
zusätzlich aufgeweicht wird. Wichtig ist bei die-
ser ganzen Betrachtung, dass die Betriebs-
mittel so ausgewählt werden, dass sie be-
stimmungsgemäß funktionieren. Besonders
bei Motoren sollte ein Spannungsfall von 5 %
nicht überschritten werden, da es sonst Pro-
bleme geben kann. 
Aus meiner Sicht sind zwar die Angaben in der
Empfehlung „... zwischen Verteilungsnetz und
Verbraucheranlage bis zum Anschlusspunkt
eines elektrischen Verbrauchsmittels... “ ein-
deutig, weil nach Abschnitt NC.1.4 von DIN
VDE 0100-200 (VDE 0100-200) [3] diese
Festlegung in etwa wie folgt interpretiert
wird: Die Verbraucheranlage ist die Gesamt-
heit aller elektrischen Betriebsmittel hinter
dem Hausanschlusskasten oder, wenn dieser
nicht benötigt wird, hinter den Ausgangsklem-
men der letzten Verteilung vor den Verbrauchs -
mitteln. Diese Festlegungen jedoch mess-
technisch zu überprüfen, scheitert an den 
fehlenden Messeinrichtungen. Derzeit gibt es
meines Wissens nach auf dem Markt kein
Messgerät, das diese Anforderung erfüllen
kann. Selbst wenn es ein solches Messgerät
eines Tages geben wird, fehlen in der Norm
die notwendigen Anforderungen dazu, wie zu 
messen ist. 
Das Messen der Schleifenimpedanz ist zwar
zur Überprüfung der Abschaltbedingungen ge-
eignet, weil die Gesamtschleifenimpedanz für
die Betrachtung verwendet werden kann und
muss, doch bei der Überprüfung des Span-
nungsfalls müssten die Schleifenimpedanzen
für alle einzelnen Abschnitte gemessen und

danach von der Gesamtschleifenimpedanz
abschnittsweise subtrahiert werden, da ja
unterschiedliche Bemessungsströme relevant
sind. Selbst wenn diese Messung einmal
durchgeführt werden kann, wird es eine auf-
wendige Angelegenheit sein. Vermutlich gibt
es aus diesem Grund auch in entsprechenden
Prüfprotokollen des Elektrohandwerks keine
Spalte, um Messwerte für den Spannungsfall
einzutragen.
Relevante Bereiche für die Bestimmung des
Spannungsfalls. Um die Frage zu klären, auf
welche Bereiche sich die 4 % in [1] beziehen,
gilt aufgrund der Festlegungen in [3] in Ge-
bäuden mit einem Hausanschlusskasten,
dass von dieser Stelle bis zum fest ange-
schlossenenm Verbrauchsmittel die 4 % nicht
überschritten werden sollen. Dies stimmt
auch in etwa mit den Festlegungen in DIN
18015-1 [4] überein, wobei zu bemerken ist,
dass [4] vereinbart sein muss. Darin ist
Folgendes festgelegt:
„Der Spannungsfall in der elektrischen Anlage
hinter der Messeinrichtung bis zum An-
schlusspunkt der Verbrauchsmittel sollte 3 %
insgesamt nicht überschreiten, dabei ist DIN
VDE 0100-520 (VDE 0100-520) zu berück-
sichtigen. Für die Berechnung des Span-
nungsfalles in jedem Leitungsabschnitt ist der
Bemessungsstrom der jeweils vorgeschalte-
ten Überstrom-Schutzeinrichtung zugrunde zu
legen.“
Wenn man diese 3 % hinter der Messeinrich-
tung bis zum Anschlusspunkt des Verbrauchs-
mittels und den in der TAB enthaltenen Wert
von 0,5 % zwischen Hausanschlusskasten
und Messeinrichtung (Zählerplatz) addiert,
dann liegt man in etwa bei der Empfehlung von
4 % nach [1]. 
Die alternative Festlegung „... wenn dieser
nicht benötigt wird, hinter den Ausgangs-
klemmen der letzten Verteilung vor den Ver-
brauchsmitteln... “ bezieht sich auf große
Industrieanlagen, bei denen üblicherweise ein
Hausanschluss nicht vorhanden ist – weil z. B.
ein eigener Netztransformator im Einatz ist.
Somit dürfte die erste Frage – auf was sich die
4 % beziehen – beantwortet sein, nämlich auf
die Endstromkreise, sodass sich in Summe
ein etwas höherer zulässiger Spannungsfall
ergibt.
Stromstärken bei Endstromkreisen mit
Steckdosen. Hierzu gibt es meines Erachtens
eine klare Antwort. Bei Endstromkreisen gilt, 
z. B. bei Steckdosen oder sonstigen „nicht 
definierten“ Anschlussstellen (bei denen der
Betriebsstrom nicht bekannt ist), immer der
Bemessungsstrom (Nennstrom) der Über-
strom-Schutzeinrichtung. Entsprechende Fest-
legungen sind auch in [4] angeführt (... Be-
messungsstrom der vorgeschalteten Über-
strom-Schutzeinrichtung...). Nur bei Motoren,
bei denen der jeweilige Motorstrom an der
Überstrom-Schutzeinrichtung (Leistungsschal-
ter für den Motorschutz oder Bi-Relais) einge-
stellt wird, darf dieser eingestellte Wert zur
Anwendung kommen.
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Belastung der Übertrom-Schutzeinrichtung.
Es ist auch richtig, dass bei Überstrom-Schutz-
einrichtungen über einige Zeit ein höherer
Strom als der durch den Bemessungsstrom
festgelegte Strom zum fließen kommen kann.
Bei Sicherungen kann z. B. der kleine Prüf-
strom (1,3-facher Nennstrom) bis zu einer
Stunde (bei größeren Nennströmen bis zu 4
Stunden) fließen, ohne dass die Schutzein-
richtung auslösen muss. Bei Leitungsschutz-
schaltern bis 63 A liegt dieser Wert beim 1,13-
fachen Nennstrom/Bemessungsstrom und 
einer Stunde. Diese „Überlast“ muss bei der
Ermittlung des zulässigen Spannungsfalls bei
der Erstprüfung nach [2] nicht berücksichtigt
werden, da ja der Nennstrom/Bemessungs-
strom maßgebend ist. Von einer Berücksichti-
gung der Prüfströme ist in der Norm nichts
angeführt, was auch nicht möglich wäre.
Teilstrecken zum Hausanschluss. Der Ab-
schnitt „Hausanschlusskasten – Zählerplatz“
der elektrischen Anlage kann nur schwer
berücksichtigt werden. Aber auch hierfür kann
der Bemessungsstrom der Schutzeinrichtun-
gen, z. B. der Schutzeinrichtung im Zähler platz
zugrunde gelegt werden, da die Sicherung am
Kabel-/Leitungsanfang im Hausanschlusskas-
ten nur eine „Trennstelle“ für den Netzbetrei-
ber darstellt (sie darf nicht als Trennstelle für
die elektrische Anlage verwendet werden).
Mehr Strom, als durch die nachgeschaltete
Zählervorsicherung bzw. den SH-Schalter
(Hauptleitungs-Schutzschalter), wird hier nicht
fließen können. Allerdings ergeben sich sicher
Probleme aufgrund des in den TAB vorgege-
benen hohen Bemessungs-/Nennstroms von
63 A für diese Schutzeinrichtungen. Dies ist
eine Stromstärke, die in den meisten elektri-
schen Anlagen sicher nie auftreten wird, auch
nicht bei Elektroheizungen, aber dieser Be-
messungsstrom der Schutzeinrichtung muss
zugrunde gelegt werden. Ein möglicher Gleich-
zeitigkeits-/Bemessungsbelastungsfaktor ist
normativ nicht festgelegt ist. Somit kann und
darf er nicht berücksichtigt werden, obwohl in
der Praxis wohl nie alle elektrischen Ver-
brauchsmittel gleichzeitig in Betrieb sein
werden. Der Bemessungsstrom der Zählervor-
sicherung ist auch für die Teilstrecke „Zähler-
platz – Verteiler“ zugrunde zu legen. Auch in

diesem Bereich kann ein höherer Strom
fließen.
Empfehlungen zum praktischen Vorgehen.
Das Messen der Impedanz des Stromkreises
ist zur Bestimmung des Spannungsfalls nicht
anwendbar, weil es derzeit – wie zuvor schon
angeführt – meines Wissens nach auf dem
Markt kein geeignetes Messgerät gibt. Auf-
grund dessen kann ich nur die Vorgehenswei-
se empfehlen, die üblicherweise in der Praxis
zur Anwendung kommt. Dabei wird nur der
jeweilige Abgang zum Verbraucher ab dem
Verteiler betrachtet und für diesen ein Span-
nungsfall von 3 % zugrunde gelegt. Dann ist es
leicht, anhand von Beiblatt 2 zu DIN VDE
0100-520 (VDE 0100-520) [5] die zulässige
Leitungslänge zu ermitteln. Der darin ange-
führte Betriebsstrom ist (bis auf die zuvor an-
geführten Ausnahmen, wie z. B. eingestellter
Wert) mit dem Bemessungsstrom der  Schutz-
einrichtungen gleichzusetzen und für die Er-
mittlung werden die 3 % zugrunde gelegt. Pech
hat man nur, wenn der Kunde auf die
detaillierten Nachweise (Nachweise für die
einzelnen Abschnitte) besteht – dann bleibt
nur der mühselige Weg, mit Hilfe von Dia-
grammen (z. B. im Anhang D von [2] oder [5])
die bei den einzelnen Spannungsfällen zuläs-
sigen Leitungslängen zu ermitteln, ohne je-
doch den absoluten Spannungsfall angeben
zu können. 
Es besteht aber auch die Möglichkeit, die
jeweiligen Spannungsfälle in den einzelnen
Abschnitten der elektrischen Anlage rechne-
risch zu ermitteln und daraus den gesamten
Spannungsfall zu ermitteln. Die entsprechen-
den Formeln und Vorgehensweisen sind im
Abschnitt 4.2 von [6] zu finden. Man könnte
den Kunden auch darauf hinweisen, dass
der Bezug auf den Spannungsfall in der Norm
nur eine Empfehlung darstellt und somit die
Ermittlung des Spannungsfalls nicht relevant
ist, wie auch in [2] angeführt. Aber wenn die
DIN 18015-1 [4] vereinbart ist, kann diese
„Ausrede“ nicht angewendet werden.
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Anlassen von Motoren
in einem Kraftwerk

? Bei der Neuerrichtung eines Kraftwerks
sollen Kompressoren (270 kW) sowie

Lüftermotoren (160 kW) ohne jegliche An-
lassverfahren direkt über Leistungsschalter
betrieben werden. 
Welche Vorschriften oder technischen Richt-
linien sind für das Anlassen von Motoren in
Erzeugernetzen (Kraftwerken) hinsichtlich
des maximal zulässigen Anlaufstroms zu be-
achten?
In der TAB 2000 finde ich den Wert 5,2 kVA.
Allerdings glaube ich, dass sich dieser Wert
ausschließlich auf den Anschluss an das 
öffentliche Netz bezieht. 

! Es ist richtig, dass sich die TAB 2000 nur
auf die Niederspannungsnetze für Tarif-

kunden (öffentliche Netze) beziehen. In den
Erzeugernetzen (häufig Hochspannungsnetze)
gelten andere Regeln, die von dem jeweiligen
Erzeuger festgesetzt werden. Deswegen sollte
dies beim Erzeuger erfragt werden. Darüber
hinaus können bei Antrieben für Lüfter oder
Kompressoren der in der Frage genannten
Leistungsklasse auch von deren Herstellern
Anlassbedingungen vorgeschrieben sein.

H. Greiner

Schutzpotential-
ausgleich und metallene
Fußbodenplatten

? Im Schweiß- und Schmiederaum einer
Schlosserei wurden Aluminium-Riffel-

bleche auf dem Fußboden ausgelegt. Diese
wurden mit Silikon nicht leitend miteinander
verklebt und es gibt keine Verbindung mit
dem Potentialausgleich.
Besteht die Forderung, die einzelnen Bleche
leitend miteinander zu verbinden und an den
Potentialausgleich anzuschließen?

! Die Forderung, die Bodenbleche leitend
miteinander und mit dem Schutzpoten -

tialausgleich zu verbinden, besteht nicht ([1],
Abschnitt 411.3.1.2). Eine solche Forderung
gilt zwar für fremde leitfähige Teile der Ge-
bäudekonstruktion, sofern diese im üblichen
Gebrauchszustand berührbar sind. Ein
fremdes leitfähiges Teil ist ein nicht zur elek-
trischen Anlage gehörendes leitfähiges Teil,
das ein elektrisches Potential, im Allgemei-
nen das einer örtlichen Erde, einführen kann
([2], Abschnitt 826-12-11). Das Einführen
eines Potentials trifft auf die Bodenbleche
jedoch vermutlich nicht zu, so dass diese
nicht zu den fremden leitfähigen Teilen ge-
hören.
Hinweis: Wenn in dem Raum elektrisch ge-
schweißt wird, sollte verhindert werden, dass
der Schweißstrom oder ein Teil von ihm über
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